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Vorwort

Die steirische Gesundheitspolitik hat sich mit der 
Erarbeitung der Gesundheitsziele auf den Weg 

gemacht, um die Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes dabei zu unterstützen, möglichst lange ge-
sund zu bleiben und sich auch in Zukunft wohl zu 
fühlen. Auf diesem Weg haben wir schon einiges 
erreicht und es gilt auch weiterhin das körperliche, 
geistige und soziale Wohl der Steirerinnen und Stei-
rer sicher zu stellen und die formulierten Gesund-
heitsziele weiter zu verfolgen. 

Bei der Erarbeitung der steirischen Gesundheitsziele 
wurde besonderer Wert auf drei Bereiche gelegt:

Gesunde Lebensverhältnisse zu schaffen,  
Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben 
entwickeln und
das gesundheitsfördernde Gesundheits- 
system zu gestalten.

Denn Gesundheit heißt nicht nur körperliches Wohl-
befi nden oder gar nur die Abwesenheit von Krank-
heit. Auch die Psyche spiele eine große Rolle und 
sowohl die geistige als auch die körperliche Gesund-
heit wird von vielen Faktoren mitbestimmt. Das setzt 
auch voraus, dass die Maßnahmen der verschiede-
nen AkteurInnen ineinandergreifen müssen.

Eine ganz wesentliche Voraussetzung bei der Ent-
wicklung der Gesundheitsziele war auch, dass Ge-
sundheit für alle Steirerinnen und Steirer erreichbar 
sein soll. Gerade benachteiligte Bevölkerungsgrup-
pen leiden oft auch an gesundheitlichen Problemen. 
Hier ist es unsere Aufgabe, entsprechende Schritte 
zu setzen, um für alle Menschen in unserem Land 
die bestmöglichen Voraussetzungen für ein gesun-
des Leben zu schaffen. Dabei steht Nachhaltigkeit 
an oberster Stelle.

Eine tragende Rolle bei der Erreichung der Ge-
sundheitsziele spielt auch das steirische Gesund-
heitssystem. Hier ist es das erklärte Ziel, die Qualität 
der Versorgung weiter zu verbessern, auf den Bedarf 
abgestimmte Angebote zu schaffen und den nieder-
schwelligen Zugang zu gewährleisten.

Die ersten Schritte zur Erreichung der Gesundheits-
ziele sind getan, wir bleiben weiterhin auf unserem 
Weg hin zu noch mehr Gesundheit und Lebensqua-
lität für alle Steirerinnen und Steirer.

Ihre

Mag.a Kristina Edlinger-Ploder
Landesrätin für Gesundheit und Pfl egemanagement

M a K i ti Edli Pl d
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1. Einleitung

Die Steiermark ist von der demographischen Al-
terung und vom Bevölkerungsrückgang etwas 

stärker betroffen als andere österreichische Bundes-
länder. Die Lebenserwartung der SteirerInnen nimmt 
zu und die Sterblichkeit der SteirerInnen sinkt.

Allerdings gibt es auch besorgniserregende Ent-
wicklungen. So berichten die SteirerInnen im Ver-
gleich zu EinwohnerInnen anderer österreichischer 
Bundesländer öfter über einen schlechten subjek-
tiven Gesundheitszustand, Übergewicht und Belas-
tungen. Darüber hinaus ist Gesundheit in der Steier-
mark ungleich verteilt, d.h. sozial schlecht gestellte 
Gruppen zeigen einen schlechteren Gesundheitszu-
stand als sozial besser gestellte Gruppen. Wenn in 
der Steiermark nichts gegen diese Entwicklungen 
unternommen wird, ist die zukünftige Leistbarkeit 
des Gesundheits- und Sozialwesens – aufgrund der 
etwas stärkeren demographischen Alterung – in 
Frage gestellt. Außerdem kann die gesundheitliche 
Ungleichheit auch in der Steiermark zu politischen 
und gesellschaftlichen Spannungen führen. Daher 
will das Gesundheitsressort des Landes Steiermark 
zielorientiert gegensteuern.

Um eine gute Steuerung des steirischen Gesundheits-
wesens zu ermöglichen und zielorientierte steirische 
Gesundheitspolitik durchführen zu können, bedarf es 
steirischer Gesundheitsziele sowie eines Maßnahmen-
katalogs, wie diese Ziele erreicht werden können. 

Die Gesundheitsziele Steiermark orientieren sich 
an Strategien der WHO und anderer internationaler 
Organisationen. Vor allem beruhen die Gesundheits-
ziele auf den Grundsätzen der Ottawa Charta der 
WHO aus dem Jahr 1986. In dieser Charta wurde 
von der WHO festgehalten, dass Gesundheit nicht 
allein vom Gesundheitssektor garantiert werden 
kann, sondern das Zusammenwirken verschiedener 
Sektoren und Einrichtungen bedarf, sowie Men-
schen in allen Lebenslagen daran zu beteiligen sind. 
Ein weiterer Schritt in diese Richtung wurde von der 
EU Präsidentschaft 2006 gesetzt, indem ein Papier 
herausgegeben wurde, das darstellt, welche Mög-
lichkeiten die Strategie „Gesundheit in alle Berei-
che der Gesellschaft“ (Health in all policies) mit sich 
bringt.

Die Gesundheit der Bevölkerung wird maßgeblich 
von Entscheidungen in anderen Politikbereichen 

beeinfl usst. So wird zum Beispiel die Gesundheit 
berufstätiger Menschen stark von Einfl ussfaktoren 
in der Arbeitswelt mitbestimmt. PolitikerInnen kön-
nen besonders diese Einfl ussfaktoren (Determinan-
ten siehe Abb. 1) auf die Gesundheit beeinfl ussen, 
schwer jedoch die Sterblichkeit. Im Zentrum dieser 
Faktoren stehen der Mensch und seine Gesundheit. 
Die Gesundheit wird von den darüber liegenden 
Ebenen beeinfl usst, wie der sozialen Umgebung 
und Unterstützung, dem Gesundheitsverhalten, ge-
gebenen Bedingungen in verschiedenen Lebensbe-
reichen (Arbeit, Schule, Konsum, Freizeit etc.) und 
schließlich von kulturellen, ökonomischen und öko-
logischen Gegebenheiten. Diese Ebenen stehen in 
engem Zusammenhang miteinander, bedingen ein-
ander gegenseitig und beeinfl ussen die Gesundheit 
des Menschen im Zentrum.

Der oben beschriebene Zugang arbeitet mit Maßnah-
men, die bereits vor der Entstehung von Krankheit 
gesetzt werden können. Damit werden einerseits ein 
gesundes Lebensumfeld durch gesundheitsförderliche 
Gesamtpolitik geschaffen sowie andererseits Risiko-
faktoren reduziert. Aus diesen Gründen wurde vom 
Gesundheitsressort des Landes ein Ziel- und Maßnah-
menentwicklungsprozess initiiert. Dabei wurde mit 
Unterstützung von ExpertInnen ein umfassender Maß-
nahmenkatalog entwickelt.

Für die Entwicklung dieses Maßnahmenkatalogs 
wurden zu allererst der Gesundheitszustand der 
SteirerInnen wie auch bereits bestehende Gesund-
heitsförderungs- und Präventionsaktivitäten in der 
Steiermark dargestellt. Gestützt auf diese Ist-Ana-
lyse wurden Ziele und Maßnahmen basierend auf 
wissenschaftlichen Ergebnissen und internationa-
len Empfehlungen entwickelt.

Für jeden Zielbereich wurden wirksame Strate-
gien und Maßnahmen auf drei Ebenen ausge-
arbeitet:

Maßnahmen, die zu Veränderungen in der 
steirischen Landespolitik führen
Maßnahmen, die zu gesundheitsfördernden 
Veränderungen in den Lebens-, Arbeits-, Lern- 
und Familienwelten der SteirerInnen führen
Maßnahmen, die sich direkt an Einzelne und 
an bestimmte Zielgruppen richten

Einleitung



Um die Gesundheit der SteirerInnen auch in Zukunft zu erhalten, werden folgende Ziele vorgeschlagen:

Gesunde Lebensverhältnisse schaffen

Gesundheitsbedingungen im Arbeitsleben verbessern

Gesundes Leben in der Gemeinde und zu Hause gestalten

Gesundes Lernen ermöglichen

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen

Mit Ernährung und Bewegung die Gesundheit der SteirerInnen verbessern

Gesundheitsfolgen aufgrund von Tabakkonsum verringern

Bewusstsein im Umgang mit Alkohol in der Steiermark fördern

Gute seelische Gesundheit und hohe Lebensqualität der SteirerInnen ermöglichen

Den Schutz vor Infektionen sichern

Gesundes und selbstbestimmtes Leben mit Familie, Partnerschaft und Sexualität fördern

Reduktion von Unfallrisiken und -Folgeschäden

Voraussetzungen zur Stärkung der Zahngesundheit schaffen

Gesundheitssystem gesundheitsfördernd gestalten

Die Gesundheitsförderung in die Kernprozesse der Krankenversorgung einbringen:
patientInnenorientiert und mitarbeiterInnenorientIert

Handlungen auf den ersten beiden Ebenen sollen 
die Verhältnisse gesundheitsfördernd verändern, 
während die Handlungen auf der dritten Ebene 
hauptsächlich auf die Veränderung des Verhaltens 
abzielen. Nur die konsequente Arbeit auf allen drei 
Ebenen gleichzeitig – also Verhältnis- und Verhalten-
sprävention – wird nachhaltig positive Auswirkungen 
auf die Gesundheit der Bevölkerung haben.

Um die Umsetzung der Gesundheitsziele zu er-
möglichen, bedarf es in allen Zielbereichen vor 
allem auch

des Aufbaus von Netzwerken, Kooperationen,  
Partnerschaften und Strukturen 
(vor allem auch Sektoren übergreifend) 
der Fort- und Weiterbildung relevanter 
AkteurInnen zur Umsetzung der Maßnahmen
des Aus- und Aufbaus von Wissen  
(z.B. Anleitungen, Factsheets etc.) und 
Forschung
der Entwicklung und Umsetzung der Verlaufs- 
beobachtung und Evaluation hinsichtlich
der Zielerreichung
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Abbildung 1  Gesundheitsdeterminanten
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2. Grundsätze

Die Gesundheitsziele Steiermark beruhen auf den 
Grundsätzen der Gesundheitsförderung. Das 

bedeutet, sie zielen in allen Bereichen auf die Nut-
zung vorhandener Ressourcen, auf die Stärkung und 
Ermutigung einzelner Personen und Gruppen sowie 
auf Nachhaltigkeit ab und gehen von einem Gesund-
heitsbegriff aus, der die mentale, soziale, körperliche 
und Umwelt bedingte Gesundheit berücksichtigt.

Weiters sollen zur Zielereichung ausschließlich wis-

sensbasierte und effektive Maßnahmen umgesetzt 
werden. Wo kein Beweis der Effektivität vorliegt, 
sollen wissenschaftliche Begleitung und Bewertung 
sicherstellen, dass Maßnahmen tatsächlich ihre Ziele 
erreichen und nicht etwa kontraproduktiv auf die Ge-
sundheit wirken.

Im Besonderen beruhen die steirischen Gesundheits-
ziele auf folgenden Grundsätzen:

Gesundes Leben mitgestalten

Gleiche Chancen für Gesundheit ermöglichen

Gesundheit in alle Bereiche der Gesellschaft bringen

Gesundheit wird maßgeblich von den Beteiligungs-
möglichkeiten des Einzelnen und von Gruppen in der 
Gesellschaft beeinfl usst. Es ist also notwendig, demo-
kratie-, arbeits-, bildungs- und medienpolitisch Rah-
menbedingungen für hohe Beteiligungsmöglichkeiten 
zu schaffen sowie im Gesundheitsressort die Einbe-

ziehung betroffener Gruppen und damit Teilhabe in 
allen Bereichen zu gewährleisten. Es gilt, vor allem 
Maßnahmen zur Teilnahme benachteiligter Gruppen 
(z.B. MigrantInnen, ältere und behinderte Menschen, 
Jugendliche, Frauen) zu ermöglichen. Ein wichtiger 
Ansatz hierbei ist die Stärkung der Selbsthilfe.

Die gesundheitlichen Chancen sind in der Steiermark 
ungleich verteilt, d.h. sozial benachteiligte Gruppen 
zeigen eine schlechtere Gesundheit als sozial besser 
gestellte Gruppen. 

Die Beseitigung dieser Ungleichverteilung ist eine 
zentrale Herausforderung für die Gesundheitspoli-

tik, die nur in Zusammenarbeit mit anderen Sekto-
ren (Wirtschafts-, Arbeits-, Bildungs-, Sozial-, Woh-
nungs-, Familienpolitik etc.) gelöst werden kann. Die 
Erhöhung der Chancen, Ressourcen und Teilhabe – 
und damit die Armutsbekämpfung – muss im Zent-
rum dieser Bemühungen stehen.

Gesundheit und Risikofaktoren der wichtigsten 
Krankheiten werden durch Entscheidungen anderer 
Politik- und Gesellschaftsbereiche beeinfl usst. Daher 
bedarf es der Entwicklung einer gesundheitsfördern-
den Gesellschaft in allen Bereichen. Dieser Zugang 
ist weitaus effektiver als die alleinige Arbeit des Ge-
sundheitswesens. Um eine sektorenübergreifende 
Gesundheitspolitik zu ermöglichen, sollen Maßnah-

men zur Bewusstseinsbildung in und zur Zusammen-
arbeit mit anderen Sektoren gesetzt werden.

In diesem Zusammenhang ist besonders auf die ge-
sundheitlichen Unterschiede zwischen Männern und 
Frauen hinzuweisen. „Gender“ muss als Kategorie in 
allen Phasen berücksichtig werden. Die hier dargestell-
ten Grundsätze gelten als Grundlage für das weitere 
Papier und wurden in allen Bereichen berücksichtigt.

Grundsätze



Health Impact Assessment (HIA) – im Deutschen un-
zureichend als Gesundheitsverträglichkeitsprüfung 
bezeichnet – identifi ziert, analysiert und bewertet die 
Auswirkungen politischer Maßnahmen, Pläne, Pro-
gramme und Projekte auf die Gesundheit. Damit er-
halten Politik und Verwaltung Entscheidungsgrund-
lagen zur Abschätzung von Gesundheitsrisiken.

Die wesentlichen Elemente von HIA sind die Be-
rücksichtigung der bestehenden wissenschaftlichen 
Grundlagen über zu erwartende Auswirkungen einer 
politischen Entscheidung, eines Programms oder Pro-
jekts auf die Gesundheit der Bevölkerung, aber auch 
die Berücksichtigung der Meinungen, Erfahrungen 
und Erwartungen der davon direkt oder indirekt Be-
troffenen sowie Vorschläge für Anpassungen/Mög-
lichkeiten/Alternativen, um positive Gesundheitsef-
fekte zu maximieren bzw. negative zu minimieren.

Nach der aktuellen Wissenslage ist HIA das Mittel 
der Wahl, um Gesundheit in alle Politikbereiche ein-
zubringen. Es handelt sich allerdings um ein wissen-
schaftlich noch relativ junges Verfahren, daher soll 
die Nützlichkeit und Machbarkeit dieses Verfahrens 
für den steirischen Kontext in Form von Pilotprojek-
ten geprüft werden. Das bisher einzige österreichi-
sche Health Impact Assessment (im Rahmen eines 
transnationalen Projektes) beschrieb die möglichen 
Auswirkungen von Verkehrsentwicklungen auf das 

Wohlbefi nden von Kindern (THE PEP – Transport, 
Health and Environment Pan-European Programme, 
http://herry.at/the-pep/). Die Steiermark kann auf 
Vorarbeiten von Anidea, Austrian Institute for the 
Development of Environmental Assessment, inner-
halb eines Projektes der FA8B in Kooperation mit 
dem Fonds Gesundes Österreich und der Stadt Graz 
aufbauen.

In der Steiermark sollten die politischen Entscheidun-
gen, Programme und Projekte basierend auf transpa-
renten Kriterien von steirischen Public Health- und an-
deren ExpertInnen auf ihre möglichen Auswirkungen 
hin in einem raschen Verfahren gescreent werden. 
Die Auswirkungen jener politischen Entscheidungen, 
Programme und Projekte, die aus diesem Verfahren 
als hoch relevant hervorgehen, sollen innerhalb eines 
Pilotprojektes einem HIA unterzogen werden, das von 
steirischen Public Health-ExpertInnen in Zusammenar-
beit mit anderen ExpertInnen und der betroffenen Be-
völkerung durchgeführt werden soll. Die Ergebnisse 
sowie die daraus abgeleiteten Änderungsvorschläge 
sollen den EntscheidungsträgerInnen auf den ver-
schiedenen Ebenen wie auch der Öffentlichkeit breit 
kommuniziert werden. Danach wird das Gesundheits-
ressort gemeinsam mit den Projektdurchführenden 
bewerten, was mit der Durchführung dieses Pilot-
projekts erreicht werden konnte und ob weitere HIAs 
durchgeführt werden sollten.

Beispiel: HEALTH IMPACT ASSESSMENT
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3. Gesunde Lebensverhältnisse schaffen 

Arbeit(-slosigkeit), Bildung und das Leben im 
Wohnumfeld sowie in der Familie haben einen 

wichtigen Einfl uss auf die Gesundheit von Kindern, 
Frauen und Männern. 

Die Lebensbereiche Arbeit, Bildung Gemeinde und 
Familie liefern auch einen guten Zugang zu wich-
tigen Zielgruppen. Beispielsweise können über die 

Gemeinden besonders bedürftige Zielgruppen wie 
behinderte oder ältere Menschen sehr gut erreicht 
werden. In diesem Gebiet werden in der Steiermark 
bereits wirksame Interventionen durchgeführt. Das 
Land Steiermark hat in diesen Bereichen Kompeten-
zen, um die Rahmenbedingungen zu beeinfl ussen, 
ausgenommen im Bereich Arbeit, der maßgeblich 
von Bundespolitik gestaltet wird. 

3.1. Gesundheitsbedingungen im Arbeitsleben verbessern 

Arbeit gilt als Gesundheitsdeterminante – die Ge-
staltung der Arbeit wie auch Arbeitslosigkeit be-

einfl ussen die psychische und physische Gesundheit, 
wobei hier besonders Zielgruppen wie Jugendliche, 
Ältere, Frauen, MigrantInnen und behinderte Men-
schen berücksichtigt werden müssen. Die SteirerInnen 
berichten im Österreichvergleich am häufi gsten über 
Mehrfachbelastungen. Dem gegenüber steht eine sehr 
geringe Verbreitung von qualitätsgesicherten Betrieb-
lichen Gesundheitsförderungsprogrammen. Laut An-

alysen, die im Rahmen des Zielentwicklungsprozesses 
durchgeführt wurden, werden gegenwärtig nur 0,7% 
aller steirischen unselbstständig Beschäftigten durch 
ein solches qualitätsgesichertes Projekt erreicht.

Das Gesundheitsressort des Landes Steiermark ver-
fügt nur über geringe rechtliche Möglichkeiten, eine 
gesunde Arbeitswelt mitzugestalten, kann aber die 
implementierung von Betrieblichen Gesundheitsför-
derungsprogrammen unterstützen. 

Mögliche Maßnahmen 

Programme in der Arbeits-, Familien- und  
Sozialpolitik – wie z.B. die Änderung der Laden-
öffnungszeiten – hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
auf die Gesundheit der betroffenen Bevölkerung 
wie z.B. des Verkaufspersonals überprüfen. Die-
se Prüfung kann mit Fakten belegen, dass auch 
andere Politikbereiche eine Auswirkung auf die 
Gesundheit haben und damit die Bewusstseins-
bildung in diesen Sektoren unterstützen und 
andererseits Vorschläge unterbreiten, wie die 
Bedingungen zugunsten der Gesundheit ver-
bessert werden können. Solche so genannten 
Gesundheitsverträglichkeitsprüfungen können 
in Kooperation zwischen Gesundheits- und For-
schungsressort und anderen interessierten Part-
nerInnen (z.B. Gewerkschaft, Arbeiterkammer 
etc.) durchgeführt werden

Forschungsprojekte in Kooperation zwischen  
Gesundheits- und Wissenschaftsressort zum 
besseren Verständnis der Zusammenhänge zwi-
schen der Gestaltung der Arbeitswelt und der 
Gesundheit (z. B. Untersuchungen über die Aus-
wirkungen fi nanzieller Anreize zur Betrieblichen 
Gesundheitsförderung, Anknüpfung der Wirt-
schaftsförderung des Landes an Kriterien der 
Gesundheitsförderung und Unterstützung der 
wissenschaftlichen Bewertung von Betrieblichen 
Gesundheitsförderungsprojekten hinsichtlich der 
Ergebnisse und des Prozesses

Ausbau der bereits in vielen steirischen  
Betrieben bestehenden Ansätze zur Be-
trieblichen Gesundheitsförderung durch 
finanzielle Anreizsysteme; Fortsetzen und 
Ausbau der bereits bestehenden Kooperati-
on mit der Wirtschaftskammer (Wettbewerbe 

Gesunde Lebensverhältnisse schaffen



und Preisausschreiben). Vor allem attraktivere 
Anreize für Klein- und Mittelbetriebe sind von 
Bedeutung

Weitere direkte fi nanzielle Unterstützung  
Betrieblicher Gesundheitsförderungspro-
gramme, vor allem in Klein- und Mittelbetrieben, 
da ein großer Teil der steirischen Angestellten in 
KMUs beschäftigt ist. hierbei ist besonders darauf 
Wert zu legen, dass die unterstützten Gesund-
heitsförderungsprogramme umfassend durchge-
führt werden: es sollen nicht nur Angebote, an 
denen die MitarbeiterInnen passiv teilnehmen 
(wie z.B. Verbilligungen für ein Fitnesscenter oder 
ein Apfeltag) umgesetzt werden, sondern die 
MitarbeiterInnen sollen auch aktiv in die Defi niti-
on der Probleme und der Lösungen sowie in de-
ren Umsetzung eingebunden werden. Besonders 
wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die 
Lösungen über die Eigenverantwortung der Mit-
arbeiterInnen hinausgehen, bei der Betriebskultur 
ansetzen (z.B. wertschätzender Umgang, Verbes-
serungsvorschlagswesen etc.) sowie tatsächliche 
Veränderungen im Arbeitsablauf der Mitarbeite-
rInnen mit sich bringen (z.B. Anpassung der Dien-
steinteilung; siehe Beispiel PRO-FIT);

Erstellung eines umfassenden, ganzheitli- 
chen Programms zur Betrieblichen Gesund-
heitsförderung für das Amt der Steiermär-
kischen Landesregierung; derzeit werden 
einzelne Maßnahmen wie z.B. Betriebliche Sucht-
prävention durchgeführt. Unterstützung des Am-
tes der Steiermärkischen Landesregierung bei 
der Entwicklung und Umsetzung, um dieses Amt 
auch als Vorbild des Betrieblichen Gesundheits-
managements zu etablieren

Kooperation mit dem bestehenden Netzwerk  
der Betrieblichen Gesundheitsförderung, 
Ausbau dieser Aktivitäten, um die Betriebe beim 
Aufbau und bei der Umsetzung der Betrieblichen 
Gesundheitsförderung durch Aufbereitung und 
Weitergabe von Informationen und Wissen zu 
unterstützen. Diese Aktivitäten sollen auch stär-
ker den Fokus des Gender-Mainstreamings be-
rücksichtigen, der bislang vernachlässigt wurde.

Unterstützung und Ausbau der Aus- und  
Weiterbildung jener Personen, die in Betrie-
ben Gesundheitsförderung durchführen – 
gemeinsam mit bestehenden Ausbildungs- und 

Erwachsenenbildungseinrichtungen. Dadurch wer-
den den umsetzenden MitarbeiterInnen in Betrie-
ben Wissen und Fähigkeiten vermittelt, welche die 
Umsetzung erleichtern, die Qualität der Gesund-
heitsförderungsprojekte verbessern und damit die 
Gesundheit der betroffenen MitarbeiterInnen in 
diesen Betrieben effektiver fördern

Weitere fi nanzielle Unterstützung qualitätsge- 
sicherter Gesundheitsförderungsprogramme 
in den Betrieben in den Bereichen Tabak, Al-
kohol, Bewegung, Ernährung, Stress und Ske-
lettmuskulatur; Unterstützung von Entwicklung, 
Umsetzung und Evaluation frauenspezifi scher Be-
trieblicher Gesundheitsförderungsprogramme in der 
Steiermark; Erfahrungen und Wissen daraus sollen 
möglichst vielen InteressentInnen zur Verfügung ge-
stellt werden, da auch in der Betrieblichen Gesund-
heitsförderung die Geschlechter unterschiedliche 
Bedürfnisse haben. Maßnahmen der Betrieblichen 
Gesundheitsförderungen wurden bisher hauptsäch-
lich in männlich dominierten Branchen und Berei-
chen entwickelt und etabliert. Frauen-dominierte 
Bereiche (z.B. Handel) wie auch Frauen in männlich 
dominierten Bereichen (z.B. Frauen in technischen 
Berufen) haben unterschiedliche Bedürfnisse und 
benötigen daher unterschiedliche Maßnahmen

Entwicklung, Umsetzung und Evaluation  
von arbeitsbezogenen Gesundheitsförde-
rungsmaßnahmen für die Gruppe der „neu-
en Selbstständigen“. Die Steiermark könnte 
eine Vorreiterrolle in diesem bisher unbearbeiten 
Public-health-Segment übernehmen
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Das betriebliche Gesundheitsförderungsprojekt PRO-
FIT wird seit über zehn Jahren von der VAEB durchge-
führt (seit 1.1.2005 – vorher VADÖB) und stellt einen 
wesentlichen Beitrag dieser Institution zur Entstehung 
und Bekanntmachung der Betrieblichen Gesundheits-
förderung in Österreich dar. PRO-FIT Projekte wur-
den in den steirischen Betrieben Luzenac/ Naintsch, 
RHI, Salinen Austria, ALBOGEL, PEWAG und PENGG 
durchgeführt. Durch einen Fragebogen, der unter an-
derem die Themengebiete subjektives Befi nden und 
Einstellungen sowie die Rahmenbedingungen am Ar-
beitsplatz wie Arbeitsplatzzufriedenheit und Sicher-
heit am Arbeitsplatz misst, wird gemeinsam mit den 
MitarbeiterInnen der Ist-Zustand erhoben, um darauf 

aufbauend verhaltens- und/oder verhältnisändernde 
Maßnahmen umzusetzen. Zur Koordination der BGF 
in der Steiermark wurde auf dieses Projekt aufbauend 
die Steirische Kooperationsplattform für Betriebliche 
Gesundheitsförderung gegründet; die VAEB als Part-
ner dieses Netzwerkes ermöglicht ihren Versicherten 
im Rahmen des PRO-FIT Projektes u. a. die Teilnah-
me an einwöchigen evidenzbasierten und nachweis-
lich effektiven Ernährungs-, Herz-Kreislauftrainings, 
Stressmanagement- Rückenschule- oder Raucherent-
wöhnungsprogrammen.

www.netzwerk-bgf.at
www.josefhof.at

Beispiel: PRO FIT 

Gesunde Lebensverhältnisse schaffen



3.2. Gesundes Leben in der Gemeinde und zu Hause gestalten  

In den Lebensbereichen Gemeinde und auch in der 
Familie sind zahlreiche Einfl ussfaktoren auf die Ge-

sundheit zu verzeichnen, so wird beispielsweise das 
Bewegungsverhalten durch die Gestaltung des Rad- 
und Gehwegnetzes beeinfl usst. 

Einige Zielgruppen (z.B. besonders bedürftige und 
alte Frauen und Männer) sind am Besten über die 
Lebensbereiche Gemeinde und Familie erreichbar. In 

der Steiermark existiert bereits eine gute Basis für die 
Gesundheitsförderung in Gemeinden durch Projekte 
und Maßnahmen verschiedener AnbieterInnen. Das 
Gemeinderessort des Landes Steiermark wird zusam-
men mit dem Gesundheitsressort Kompetenzen und 
Möglichkeiten überlegen, um Anreizsysteme für die 
Entwicklung von gesundheitsfördernden Lebensbe-
dingungen zu entwickeln. 

Mögliche Maßnahmen 

Politisches Engagement und Verpfl ichtung  
zur Gesundheitsförderung in Gemeinden und 
Städten bei den jeweiligen PolitikerInnen ver-
bessern, z.B. durch Bewusstseinsbildung und Fort-
bildungen in Zusammenarbeit mit dem Städte- und 
Gemeindebund und Styria Vitalis sowie Beschlüsse 
in den Gemeinden 

Ausbau von Strukturen und Ressourcen für  
Gesundheitsförderung in Gemeinden und Städ-
ten aufbauend auf die bisherige Arbeit von Sty-
ria Vitalis und der von ihr betreuten „Gesunden 
Gemeinden“ sowie der „gesunden Städte“, z.B. 
Qualifi kation, Unterstützung und Betreuung von 
Professionellen und Laien, die sich im kommuna-
len rahmen mit Gesundheitsförderung beschäf-
tigen, Durchführung von Programmen, Generie-
rung von neuem Wissen zum Thema kommunaler 
Gesundheitsförderung, initiieren kommunaler 
Netzwerke und Kooperationen 

Förderung von Forschung & Entwicklung auf  
kommunaler Ebene, z.B. Bewertung der Aus-
wirkungen der Bindung von Bedarfszuweisungen 
an Gesundheitsförderungskriterien und Entwick-
lung von Interventionen für das Setting Familie, 
insbesondere Projekte zum Einsatz qualifi zierter 
Familien- Gesundheitsschwestern hinsichtlich Be-
darf, Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit be-
stehenden DienstleisterInnen etc. 

Unterstützung von Programmen  zu Lebensbe-
reichs- und Zielgruppen-orientierter gesundheits-
fördernder Stadt- und Gemeindeentwicklung wie 
zum Beispiel in den „Gesunden Gemeinden“

Ausbau des Netzwerk s gesundheitsfördernder 
Gemeinden und Städte

Bewusstseinsbildung vor Ort im Sinne einer  
gesundheitsförderlichen Stadt- und Gemein-
deplanung; z.B. durch Gesundheitsverträglich-
keitsprüfung /HIA, kommunale Raumplanung 
und Förderung von Kooperationen zwischen 
Raumplanung und Gesundheitsförderung Förde-
rung geschlechtsspezifi scher Modellprojekte auf 
kommunaler Ebene in folgenden Bereichen: 

Sicherheit (Verkehr und Mobilität) • 
Gesundes Altern • 
Bewegungsförderliches Umfeld • 
Gesundheitsförderndes Wohnumfeld • 
Langfristige Strategieplanung für Gesund-• 
heitsförderung in Städten und Gemeinden 

Unterstützung der Umsetzung effektiver  
zielgruppenspezifi scher Interventionen in 
der Gemeinde – auch durch Hausbesuchspro-
gramme – in den Bereichen psychische Gesund-
heit, Diabetes und HerzKreislauf-Prävention, 
Substanzmissbrauch und Brustkrebsfrüherken-
nung, HIV/AIDS-Prävention, Unfall- und Ge-
waltprävention, wobei verhaltensorientierte 
Ansätze mit Verhältnisänderung kombiniert 
werden müssen, um eine entsprechende Wirk-
samkeit zu erreichen
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Das Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie der 
Universität Graz führte zwischen März 2003 und März 
2006 das Projekt „Lebenswerte Lebenswelten für äl-
tere Menschen“ in den steirischen Bezirken Voitsberg 
und Graz-Umgebung durch.

In diesem Projekt ging es darum, für die Zielgruppe der 
60- bis 75-Jährigen die durch die höhere Lebenserwar-
tung gewonnenen Jahre zu gesunden und erfüllten Jah-
ren zu machen. Denn Lebensqualität und Autonomie bis 
ins hohe Alter sind nicht nur persönliche Lebenswünsche, 
sondern auch volkswirtschaftlich zunehmend interes-
sant. Die Basiserhebung (Interviews mit 1.400 Personen 
aus der Zielgruppe und Gespräche mit Schlüsselpersonen 
aus allen 13 Projektgemeinden) zeigte, dass vor allem 
Frauen aus dem Bezirk Voitsberg besonderer Aufmerk-
samkeit bedürfen. Die Frauen leben meist alleine und 
fühlen sich subjektiv in ihrer sozialen Lage benachteiligt. 
Diese Benachteiligung spiegelt sich in generell schlech-
terer Gesundheit, vermehrten Befi ndlichkeitsstörungen, 
verminderter Inanspruchnahme des professionellen Ver-
sorgungssystems sowie der Unzufriedenheit über den 
Umgang mit sowie die Einnahme und Wirkungen von 
Medikamenten wider. Häufi ge Belastungen, resultierend 
aus Konfl ikten, Überforderungen im Haushalt und in der 
Betreuung von Enkelkindern und Angehörigen, kleinere 

soziale Netzwerke und weniger soziale Unterstützung 
sowie geringere aktive und passive Teilnahme an Ge-
sundheitsangeboten und Einrichtungen, deuteten auf 
einen massiven Handlungsbedarf hin. 

Ab 2004 wurden Programme zu wichtigen Gesundheits-
themen umgesetzt, wie z.B. Gedächtnistraining, Seni-
orentanz und medizinische Vorträge sowie netzwerk-
stiftende Aktivitäten wie Einkaufsgemeinschaften bei 
fehlender Nahversorgung und Sammeltaxis zu Veranstal-
tungen, Besuchsdienste, „Schnelle Netze“ für Notfälle 
oder Tauschringsysteme wie Zeit für Wissen Leihopa für 
Interneteinführung – oder Coaching beim Berufseinstieg 
für neue Lebensinhalte. Erste Evaluationsergebnisse zei-
gen, dass es in diesem Modellprojekt sehr gut gelungen 
ist, die Zielgruppe der älteren Menschen zu mobilisieren, 
sie zu stärken, sie tatsächlich mitbestimmen zu lassen 
und dadurch die sozialen Netzwerke der Betroffenen 
zu erweitern. Vor allem konnte die körperliche Fitness 
und die insgesamt sehr hohe Lebenszufriedenheit leicht 
gesteigert werden. Die daraus resultierende gesund-
heitliche Lebensqualität liegt generell hoch und gewisse 
Beschwerdebilder wie z.B. Herz-Kreislaufbeschwerden 
haben sich etwas verringert. 

http://lebenswelten.meduni-graz.at

Beispiel: LEBENSWERTE LEBENSWELTEN FÜR ÄLTERE MENSCHEN 

Gesunde Lebensverhältnisse schaffen



3.3. Gesundes Lernen ermöglichen 

Bessere Bildung verbessert die Chancen auf gute 
Gesundheit. In aktuellen Befragungen berichten 

SchülerInnen jedoch über immer größer werdende 
Belastungen im Laufe ihrer „Schulkarriere“ und im-
mer weniger Unterstützung von Seiten der Schule. 

In der Steiermark existiert bereits eine gute Basis für 
die Gesundheitsförderung in Schulen aufgrund der 
Projekte und Maßnahmen verschiedener AnbieterIn-
nen. Das Bildungsressort des Landes Steiermark ist 

für eine reihe von Bildungseinrichtungen zuständig 
und kann zusammen mit dem Gesundheitsressort 
somit die Rahmenbedingungen in diesem Bereich 
gesundheitsförderlich gestalten. Die größten posi-
tiven Effekte auf die Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen haben Programme auf Bundesebene, 
die Armut reduzieren, soziale Gleichheit fördern 
und die Preis- sowie gesetzlichen Regelungen zur 
Verringerung des Tabak- und Alkoholkonsums be-
inhalten 

Mögliche Maßnahmen 

Weiterentwicklung der Kooperation mit dem  
Bildungsressort z.B.: 

Entwicklung eines Aktionsplans, zur Gestal-• 
tung politischer und rechtlicher Rahmenbe-
dingungen, die gesundes (auch lebenslanges) 
Lernen ermöglichen sowie die wissenschaftli-
che Bewertung der Auswirkungen der Imple-
mentierung dieser Maßnahmen 
Zusammenarbeit mit dem Landesschulrat: • 
Zertifi zierung „Gesunder Schulen“, um ein-
heitliche Qualitätsstandards und Netzwerke 
zu schaffen und einen Kooperationsprozess 
fortzusetzen, der für den Bereich Bildung wie 
auch für den Bereich Gesundheitsförderung 
zu noch besseren Ergebnissen führt 
Überprüfung der Auswirkungen von Maß-• 
nahmen im Bildungsbereich auf die Gesund-
heit der betroffenen Gruppen, wie z.B. die 
Verringerung der KlassenschülerInnenzahl, die 
Einrichtung einer Gesamtschule oder lebens-
langen Lernens 
Investition in die Qualifi kation von Lehren-• 
den/BetreuerInnen im Bereich der Gesund-
heitsförderung 

Aufbau eines Netzwerkes  gesundheitsfördern-
der Schulen/Hochschulen/ Fachhochschulen und 
Kindergärten mit verhaltens-und verhältnisorien-
tiertem Ansatz fördern

Ausbau der integrierten Programme  gesund-
heitsfördernder Schulen

Finanzierung von Interventionsstudien und  
Pilotprojekten zum gesundheitsfördernden Ler-
nen in verschiedenen Bildungs- und Erziehungs-
einrichtungen (z.B. Universitäten, Fachhochschu-
len, Kindergärten, Kinderbetreuungen etc.) 

Weitere Förderung sowie Ausbau der ziel- 
gruppenspezifi schen Programme zu den The-
men psychische Gesundheit inklusive Gewalt- 
und Aggressionsprävention, gesunde Ernährung 
und Bewegung, Sexualität, sexuelle Gesundheit 
und sexualpädagogische Aufklärung im schuli-
schen und außerschulischen Bereich sowie Ta-
bak- und Drogenkonsum unter Mitarbeit von 
Gleichaltrigen (Peer education)
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Im Schuljahr 2001/2002 setzten sich die SchülerInnen 
der Kärntnervolksschule in Knittelfeld durch intensive 
Konfl iktbearbeitung mit dem Thema Gewalt, Kom-
munikation und Konfl iktmanagement auseinander.

Die Klassenlehrerin arbeitete mit der Klasse ein Schul-
jahr lang zum Thema „konstruktive Konfl iktlösung“. 
Methoden der allgemeinen Konfl iktforschung und 
der Mediation wurden ebenso eingesetzt wie Rol-
lenspiele, Spiele und kreative Aktionen. Es wurden 
Ziele über soziale Regeln, Vereinbarungen, Selbst- 
und Fremdwahrnehmung sowie Sensibilisierung für 
eigene Gefühle und Gefühle der MitschülerInnen 
erarbeitet.

Die Kinder verbesserten die Kommunikation unterei-
nander und experimentierten für den „Ernstfall“ mit 
konstruktiven Formen der Konfl iktlösung. Das Projekt 

zeigte positive Auswirkungen auf die Aggression und 
Gewaltakte zwischen Kindern, die zwar weiter auf-
traten, weil es den Kindern schwer fällt, Regeln ein-
zuhalten, allerdings wurde die Konfl iktbewältigung 
durch die rasche Versöhnung der Kontrahenten ver-
bessert. Konfl ikte wurden eher verbal als körperlich 
ausgetragen, denn die Kinder hatten die Wirksamkeit 
von Diskussionen kennengelernt und nahmen mit 
großem Interesse an den Gesprächen bei den Medi-
ationen teil. 

Soziales Lernen mit dem Focus auf „konstruktiver 
Konfl iktlösung“ könnte in weiterer Folge zu einem 
Schulschwerpunkt gemacht werden. Darüber hinaus 
ist eine schulinterne LehrerInnenfortbildung zum 
Thema Konfl iktmanagement vorgesehen. 

http://www.give.or.at/download/Broschuere.pdf

HAUST DU MICH – HAU ICH DICH! ... ODER GEHT’S AUCH ANDERS? 

Gesunde Lebensverhältnisse schaffen
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4. Rahmenbedingungen für ein 
gesundes Leben schaffen 

4.1. Mit Ernährung und Bewegung die Gesundheit der 
 SteirerInnen verbessern

Das gegenwärtige Bewegungs- und Ernährungsver-
halten der SteirerInnen hat zunehmend einen nega-

tiven Einfl uss auf die Gesundheit: 39% der erwachsenen 
SteirerInnen sind übergewichtig oder adipös und nur 
etwa 50% der SteirerInnen kommen der international 
üblichen Bewegungsempfehlung von 30 min pro Tag 

(oder 3,5 Std. pro Woche) nach. Es gibt bereits einige 
Projekte und Programme zur Förderung von gesunder 
Bewegung und Ernährung in der Steiermark und auch 
andere Ressorts wie Landwirtschaft, Sport und Tourismus 
haben Interesse an der Förderung von Bewegung und 
gesunder Ernährung und setzen ebenfalls Aktivitäten. 

Mögliche Maßnahmen 

Entwicklung und Verwendung ganzheitlicher,  
regionaler Ernährungs- und Bewegungsgui-
delines für die Bevölkerung basierend auf interna-
tionalen Vorbildern (Beispiel: Amepa, Schweiz) 

Miteinbeziehung des primären Gesundheits- 
sektors (niedergelassene ÄrztInnen) und des 
Sozialsektors, um auf vorhandene Ressourcen 
zur Beratung und Verhaltensänderung (z.B. durch 
Kurzinterventionen) aufzubauen 

Entwicklung und Ausbau von  umfassenden, 
geschlechtsspezifi schen und lebensweltorientier-
ten Ernährungs-und Aktivitätsprogrammen 
in den Lebensbereichen Gemeinde/ Stadt, Schule/
Lernen und Betrieb/Arbeiten nach entsprechen-
den Qualitätskriterien und Richtlinien

Kommunale Demonstrationsprojekte  mit Le-
bensmittelhändlerInnen initiieren

Förderung und Ausbau von Interventionen  
der Betrieblichen Gesundheitsförderung im Be-
reich Betriebsverpfl egung nach entsprechenden 
Qualitätskriterien

Förderung und Ausbau  von das Verhalten beein-
fl ussenden Ernährungs- und Bewegungsprogram-
men mit individuellem Ansatz (Beispiel: „Profi t-
Herzkreislauf-Woche“ oder „Check your Body“ 
und Abnehmprogramm für Kinder der VAEB) 

Kooperation mit dem Verkehrsressort  zur 
Unterstützung der Veränderungen der baulichen 
Umwelt, um körperliche Aktivitäten wie Schul- 
oder Arbeitsweg per Rad oder zu Fuß zu fördern 
– unter anderem weiterer (Aus-)bau sicherer und 
attraktiver Rad- und Fußwege

Entwicklung steirischer Medienkampagnen  
und interaktiver Programme, die die Zusam-
menhänge zwischen richtiger Ernährung, körper-
licher Aktivität und Körpergewicht erklären (Bei-
spiel: Suisse Balance, Schweiz; Canada‘s Guide to 
Healthy Eating and Physical Activity, Canada)

Ausbau, Weiterentwicklung und Umsetzung  
von Ernährungs- und Aktivitätsprogrammen 
für verschiedene Zielgruppen wie Jugendliche, 
Frauen, Ältere (gemeinsam mit dem Sportsektor; 
u. a. Kompetenzstärkung)

Sicherstellung der Umsetzung der Ernäh- 
rungs- und Bewegungsberatung bei ÄrztInnen 
im Rahmen der „Vorsorgeuntersuchung neu“ u. 
a. durch Fortbildungsprogramme für ÄrztInnen

Einführen von steirischen Aktivitätstagen  
(Beispiel: „Move for Health“) 

Ausbau effektiver Angebote  in Behandlung 
und Prävention von Übergewicht innerhalb des 
Gesundheitswesen

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen



Beispiel: BEWEGTE STEIERMARK 

Durch eine Kooperation zwischen Styria Vitalis und 
der Sportunion Steiermark wurde das Projekt „Ge-
sunde Steiermark“ ins Leben gerufen, das sich die 
Erhöhung des Bewegungsausmaßes der SteirerInnen 
als Primärziel gesetzt hat.

Um die angestrebten 5 x 30 min pro Woche zu er-
reichen, wurde in den insgesamt 30 teilnehmen-
den Gemeinden bis 2008 ein großes Spektrum an 
Bewegungsangebot geschaffen. Es sollte eine Stär-
kung der physischen und psychosozialen Gesund-
heitsressourcen sowie das Wohlbefi nden sowie eine 
Verminderung der Risikofaktoren, der Beschwerden 

und des Missbehagens ermöglicht werden. Dabei 
sollten unter anderem Menschen aller Altersgruppen 
und beider Geschlechter angesprochen, Trainer und 
Übungsleiter ausgebildet sowie die Sportinfrastruk-
tur ausgebaut werden. 

Die teilnehmenden Gemeinden sollten dann eine Vor-
bildfunktion für die anderen Gemeinden der Steiermark 
übernehmen, um in weiterer Folge ein bundeslandwei-
tes Bewegungsangebot, welches eine Orientierung 
zum Gesundheitssport aufweist, herzustellen.

 www.sportunion-steiermark.at
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4.2. Gesundheitsfolgen aufgrund von Tabakkonsum verringern 

4.3. Bewusstsein im Umgang mit Alkohol in der
 Steiermark fördern 

Zum Thema Tabakkonsum wird auf die umfassend ausgearbeitete Steirische Tabakprävention verwiesen: 
www.rauchfrei-dabei.at

Der Alkoholkonsum in der Steiermark liegt etwas 
über dem Österreichschnitt und ist vor allem bei 

Frauen und Mädchen in den letzten Jahren gestie-
gen. In der Steiermark existiert durch die Aktivitäten 
einiger AnbieterInnen bereits eine gute Basis für 

gesundheitsförderliche initiativen im Bereich Reduk-
tion des Alkoholkonsums und -missbrauchs. 

Das Land Steiermark hat zumindest im Bereich 
Jugendschutz relevante Kompetenzen. 

Mögliche Maßnahmen 

Entwicklung einer steiermarkweiten und  
geschlechtsspezifi sch differenzierten Alko-
holpräventionsstrategie, die unter anderem 
Alkoholabgabebeschränkungen an Jugendliche 
und Einschränkungen der Werbung von Alkohol-
produkten beinhalten soll 

Kontrolle der Alkoholverfügbarkeit für Ju- 
gendliche inkl. Maßnahmen zur Einhaltung 
des Jugendschutzgesetzes: Verbot von Alko-
holkonsum für Jugendliche, vermehrtes und at-
traktiveres Angebot nichtalkoholischer Getränke 
auf Veranstaltungen und Anknüpfung an För-
derkriterien für Veranstaltungen durch das Land 
Steiermark

Förderung von Projekten , die alternative Trans-
portmöglichkeiten für Alkoholisierte zur Verfü-
gung stellen 

Demonstrationsprojekt für die Prävention  
von alkoholbedingten Problemen 

Ausweitung der Integration der Alkoholer- 
ziehung in das Konzept der gesundheitsfördern-
den Schule von der Vorschule an 

Ausbau der Durchführung von ganzheitli- 
chen und geschlechtsspezifi schen Gesund-

heitserziehungsprogrammen mit Fertigkeitsba-
sierten Lernerfahrungen, um u. a. „Nein-Sagen“ 
zu lernen 

Förderung von Programmen , die zur Alko-
holprävention auf die Mitarbeit und Überzeu-
gung durch Gleichaltrige setzen („Peer-Education“-
Modelle) 

Entwicklung und Umsetzung einer kommu- 
nalen Alkoholpräventionspolitik in allen Städ-
ten, die sich am WHO-Projekt „Gesunde-Städte“ 
beteiligen 

Ausweitung der Integration des Themenfel- 
des Alkohol in die gemeindeorientierte Gesund-
heitsförderung (u. a. Aufklärung), sowie Umset-
zung einer lokalen Alkoholspräventionspolitik 

Fortführung und Ausbau kommunaler Initi- 
ativen zur Prävention und Bewältigung alkohol-
bedingter Gesundheitsschäden. 

Fördern einer Alkoholpolitik am Arbeitsplatz , 
die sich auf Aufklärung, Prävention, Früherken-
nung und Behandlung stützt und in die betrieb-
lichen Gesundheitsprogramme unter Miteinbe-
ziehung der Gesundheits- und Sozialdienste (z.B. 
ArbeitsmedizinerInnen etc.) integriert ist 
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Förderung der Medienarbeit  (Print, audio-
visuelle Medien, Internet, Presse), Schulungen 
und erzieherische Maßnahmen für relevan-
te AkteurInnen (z.B. aus den Sozial- und Ge-
sundheitsdiensten, aber auch anderen Sektoren) 
sowie MultiplikatorInnen-Arbeit (Arbeitshilfen, 
Leitfäden, Fortbildung) mit den Zielen:

Propagieren eines risikoarmen, verantwor-• 
tungsvollen Konsumverhaltens 
Reduktion riskanten Alkoholkonsums • 
(insbesondere Rauschtrinken) 
Hinauszögern des Konsumbeginns • 
Konsumverzicht in Situationen mit hohem • 
Risiko 
Konsequentes erzieherisches und Vorbildver-• 
halten von Erwachsenen 
Kritisches Überdenken des eigenen Konsum-• 
verhaltens 
Entbagatellisierung der negativen Konse-• 
quenzen des Alkoholkonsums 
Verbesserung des Wissensstandes • 
Einhalten des Jugendschutzes • 

Sicherstellung von Früherkennung und Kur- 
zintervention bei Alkoholproblemen, z.B. Er-
höhung der Beratungskompetenz von ÄrztInnen, 
optimierte Nutzung der „Vorsorgeuntersuchung 
neu“ usw. 

Ausbau des Angebots von Einzelberatungen  
und Frühinterventionen in entsprechenden 
spezifi schen Beratungsinstitutionen für Men-
schen mit Problemen im Umgang mit Alkohol 

Umsetzung  von familienorientierten Alkoholprä-
ventions- und Behandlungsprogrammen 
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Das Projekt ‚Be my angel tonight‘ aus der Schweiz war 
Vorbild für die Entwicklung des steirischen Projektes 
„check an angel“ Schutzengel am Steuer, das in den 
Gemeinden Bruck an der Mur, Kapfenberg, Oberaich, 
St. Marein und St. Lorenzen durchgeführt wird.

Bei ‚Check an Angel‘ verpfl ichten sich jugendliche Fahr-
zeuglenkerInnen auf Partys und in Lokalen nüchtern zu 
bleiben, sich und ihre KollegInnen am Ende sicher nach 
Hause zu fahren und erhalten im Gegenzug verbilligt 
alkoholfreie Getränke im Partylokal. 

Dabei diskutieren Präventionsteams vor Ort – also 
gut sichtbar im Eingangsbereich von Bars und Dis-
kotheken – mit den jungen Menschen über Alkohol-
konsum und den kommenden Nachhauseweg. Den 
Partybesuchern wird der Zugang zum und die Infor-
mation vom Präventionsteam somit einfach ermög-
licht, welche mit Laptops rasch individuelle Promille-
schätzungen kalkulieren sowie eine Grafi k erstellen 
können. Die Grafi k zeigt die von Gewicht und Größe 
abhängige Zeit an, die es braucht, bis der Alkohol im 
Blut vollständig abgebaut ist. Das Präventionsteam 
wurde spezifi sch geschult und kann qualifi ziert in-
formieren. Darüber hinaus ist das Team im gleichen 
Alter wie die Zielgruppe, was einen lockeren und 

glaubwürdigen Umgang ermöglicht. Basierend auf 
dem kommunikativen Austausch wird ein Vertrag 
abgeschlossen, der die Zustimmung zum Grundsatz 
„wer trinkt, fährt nicht – wer fährt, trinkt nicht“ 
festhält. Der/die FahrzeuglenkerIn verpfl ichtet sich 
vor den Mitfahrenden mit seiner/ihrer Unterschrift, 
nüchtern zu bleiben. Dieser Vertragsabschluss wird 
allerdings etwas später als der Erstkontakt durchge-
führt, um den Betroffenen Be-denk- und Diskussions-
zeit zu geben. Als Anreiz und zusätzliche Motivation 
werden den Vertragsunterzeichnenden Gutscheine 
für den verbilligten Kauf von alkoholfreien Geträn-
ken ausgehändigt. 

Fazit: Ziel ist es, dass es Gewohnheit der Jugendlichen 
wird, im Voraus eine/n FahrerIn zu bestimmen, der/ die 
nüchtern bleibt. Es geht nicht um ein völliges Verbot 
und die Alkoholabstinenz, sondern um die Förderung 
des verantwortungsvollen Alkoholkonsums im Stra-
ßenverkehr. Zusätzlich wird gemeinsam mit den Gas-
tronomen und Veranstaltern an der Erweiterung des 
Angebots und der adäquaten Preisgestaltung von al-
koholfreien Getränken gearbeitet. 

http://www.bemyangel.ch/zh/zh_projekt.html
http://www.checkanangel.at

Beispiel: CHECK AN ANGEL  

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen



4.4. Gute seelische Gesundheit und hohe Lebensqualität
 der SteirerInnen ermöglichen 

Die seelische Gesundheit der SteirerInnen hat sich 
in den letzten Jahren verschlechtert und liegt un-

ter dem Österreichschnitt. So berichten fast 7% der 
SteirerInnen über depressive Beschwerden, bei den 
Selbstmordraten nimmt die Steiermark einen trauri-
gen Spitzenrang in Österreich ein. Mit der steirischen 
Suizidstudie liegt eine gute Darstellung der Problem-
bereiche vor, auf die in weiterer Folge aufgebaut 

werden kann. In der Steiermark gibt es bereits einige 
Aktivitäten und Programme, die die Förderung seeli-
scher Gesundheit unterstützen, allerdings liegen die 
Schwerpunkte hierbei im Bereich der psychosozialen 
Versorgung und der Drogenberatung. Das steirische 
Gesundheitsressort hat weitgehend Kompetenzen, 
um Aktivitäten in diesem Bereich in Kooperation mit 
anderen Sektoren zu setzen. 

Mögliche Maßnahmen 

Kooperation mit anderen Politikbereichen  
zur Integration von Gesundheitsförderungspro-
grammen im Bereich psychischer Gesundheit in 
alle existierenden relevanten Politik-und Strate-
giefelder, um die psychische Gesundheit der Be-
völkerung zu fördern und psychische Krankheiten 
zu verhindern (z.B. Schulgesundheit) 

Entwickeln von Erhebungsinstrumenten  für 
Auswirkungen politischer Entscheidungen (Men-
tal Health Impact Assessment) anderer Sektoren 
auf die psychische Gesundheit (z.B. Beschäfti-
gung, Wohnen, Bildung, Finanzen) 

Integrierte gemeinsame Anstrengungen  zur 
Umsetzung einer für alle Betroffenen im Bun-
desland schnell erreichbaren und überall gleich-
wertigen Versorgung, über alle notwendigen 
Angebotsteile hinweg, inklusive einer effi zienten 
nachgehenden Krisenintervention. 

Miteinbeziehen des niedergelassenen Bereichs 
und des Krankenhaussektors

Einführen von geschlechtsspezifi schen Ge- 
sundheitsförderungs- und Präventionspro-
grammen zur Vermeidung von Depression bei 
PatientInnen mit chronischen Erkrankungen und 
deren informellen Pfl egepersonen

Unterstützen der Umsetzung präventiver  
Leistungen in der Krankenversorgung durch 

adäquate und/oder fi nanzielle Anreizsysteme und 
Vergütungen auf Bundesebene

Maßnahmen zur Verbesserung der Kommu- 
nikation zwischen verschiedenen Krankenversor-
gungsbereichen (z.B. niedergelassene ÄrztInnen, 
Krankenhäuser etc.) und zur Verbesserung der 
integrierten Versorgung 

Zusammenarbeit zwischen Gesundheits- und  
Sozialsektor zur Vermeidung sozialer Isolation 
Betroffener auf Grund von Gesundheitsproble-
men (wie z.B. hör- und Sehbeeinträchtigungen 
etc.) wie auch zu bedarfsgerechter Unterstützung 
im psychischen Bereich

Ausbildung

Entwicklung von Ausbildungscurricula und  
Unterrichtsmaterialien für AkteurInnen im 
Schul-, Gesundheits- und Sozialbereich 

Bewusstseinsbildung und Training für Ex- 
pertInnen des Gesundheitswesens und anderer 
Sektoren über Wichtigkeit und Effekte von Poli-
tikansätzen und Umsetzungsmaßnahmen im Be-
reich psychische Gesundheit, sodass sie als Multi-
plikatorInnen wirken können 

Psychisch gesund aufwachsen in der Familie 

Umsetzen von Hausbesuchsprogrammen  vor 
und nach der Geburt zum Thema Mutter-Kind-
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Beziehung, Gesundheitsverhalten und Eltern-
funktion für Mütter, die an Depressionen, Angst-
störungen und anderen psychischen Störungen 
leiden, zur Prävention von Depression und um 
eine ungehinderte frühkindliche Bindung zu er-
möglichen 

Ausbau der Elterninformation, -Beratung  
und -Schulung sowie Information über die 
Wichtigkeit von Schulvorbereitung durch die Sti-
mulation von Lese-Fähigkeiten

Entwicklung und Angebot zielgruppenspe- 
zifi scher Programme zur Prävention von psy-
chischen Erkrankungen für Hochrisikogruppen, 
z.B. Eltern aus sozioökonomisch benachteiligten 
Gruppen, Eltern mit psychischen Störungen, sozi-
al schlecht gestellte und/oder jugendliche Allein-
erzieherInnen 

Identifi kation von schwangeren Frauen, die  
Alkohol, Tabak oder Drogen konsumieren, 
sowie Umsetzen von Kurzinterventionsprogram-
men für schwangere Frauen, die von ÄrztInnen 
durchgeführt werden, um Alkohol-, Drogen- und 
Tabakkonsum zu verringern (z.B. im Rahmen der 
Mutter-Kind-Pass- Untersuchung) 

Einführen von Früherkennungs- und Behand- 
lungsprogrammen für postpartale Depression 
in Kombination mit Eltern-Interventionen, um 
depressive Mütter zu unterstützen 

Ausbau des Angebots  von effektiven und zu-
gänglichen Programmen zur Reduktion von De-
pression und Angststörungen bei Risikokindern 

Förderung psychischer Gesundheit in der Schule 

Umsetzen von ganzheitlichen Schulgesund- 
heitsförderungsprogrammen, die psychische 
Gesundheit durch Ausbildungsmaßnahmen von 
LehrerInnen und SchülerInnen, Veränderung der 
Schulumgebung und Wissen über psychische Er-
krankungen fördern („Mental Health Literacy“) 
sowie unter Einbindung von sozialem Lernen mit 
präventiven Interventionen für Kinder und Ju-
gendliche aus Risikogruppen arbeiten 

Erweiterung der Integration des Themas  
psychischer Gesundheit in existierende Ge-

sundheitsförderungsaktivitäten (inklusive WHO-
Netzwerk „Gesundheitsfördernde Schule“) 

Entwicklung, Umsetzung und Bewertung  
zielgruppenspezifi scher Programme wie Früh-
erkennung von Kindern und Jugendlichen mit ho-
hem Risiko für psychische Störungen und Verhal-
tensauffälligkeiten und deren Behandlung 

Förderung psychischer Gesundheit
am Arbeitsplatz 

Unterstützung  jener Unternehmen, die Akti-
vitäten in den Bereichen Arbeitsplatzsicherheit, 
spezifi sche Betriebliche Gesundheitsförderung 
sowie Verminderung psychosozialer Risikofakto-
ren setzen und sich kommunal engagieren. 

Integration des Themas  psychische Gesundheit 
in Gesundheitsförderungs- und Sicherheitsmaß-
nahmen am Arbeitsplatz (Prävention, Identi-
fi kation und Management von Depressionen, 
Angststörungen sowie Suizidprävention) 

Weiterführung und Ausbau präventiver ar- 
beitsplatzbezogener Maßnahmen einschließ-
lich Veränderungen von Aufgaben, Ergonomie, 
Arbeitsbelastung, sozialer Unterstützung und 
Rollenklärung 

Weiterentwicklung und Förderung  von Angst-, 
Stress- und Burn-Out-Präventions- und Manage-
mentprogrammen sowie Früherkennungs- und 
Kurzinterventions-Programme für MitarbeiterIn-
nen mit bereits manifesten Alkohol- oder Dro-
genproblem oder psychischen Problemen 

Ausbau der Hilfestellung für MitarbeiterIn- 
nen, die besonders psychischen Belastungen 
ausgesetzt sind, einschließlich der MitarbeiterIn-
nen von Betreuungseinrichtungen für psychisch 
erkrankte Menschen 

Psychisch gesund altern 

Entwicklung und Umsetzung von Projekte n 
zum Aufbau unterstützender Netzwerke, gemein-
denaher Programme und Begegnungsräume für 
ältere Menschen und MigrantInnen (wie z.B. im 
Rahmen des Projektes Lebenswerte Lebenswelten) 

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen



Entwicklung und Ausbau  der Umsetzung zu-
gänglicher Bewegungsprogramme speziell für 
ältere Menschen 

Unterstützung  alterspsychiatrischer Interventi-
onen insbesondere im Bereich Morbus Alzheimer 

Aufbau einer mobilen  nachgehenden psy-
chosozialen/sozialpsychiatrischen Unter-
stützung für ältere Menschen und deren An-
gehörige. 

Aufbau einer niederschwelligen Beratungs-  
und Abklärungsmöglichkeit in der Region zur 
frühen Erkennung und Klärung von psychischen 
Problemen im höheren Alter 

Prävention von Diskriminierung und 
Stigmatisierung 

Ausbau der Entwicklung und Umsetzung von  
Maßnahmen, die Stigmatisierung, Diskriminie-
rung und Ausgrenzung von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen und Verhaltensstörungen 
verringern und ihnen Zugang zu Wohnen, Arbeit 
und öffentlichem Leben garantieren 

Unterstützen von Selbsthilfegruppe n für 
Menschen mit psychischen Erkrankungen und 
Verhaltensstörungen sowie für deren Familien 
und Pfl egepersonen 

Umsetzen von öffentlichen Informations- 
kampagnen und Aufklärungsmaßnahmen 
(Schule, Arbeitsplatz, Gemeinde, Medien) zur 
Verhinderung der Stigmatisierung von Menschen 
mit psychischen Problemen und deren Angehö-
rigen, um das Bewusstsein der Bevölkerung für 
Ursachen, Verbreitung, Symptome, Verlauf sowie 
Therapiemöglichkeiten und -effekte psychischer 
Störungen zu vergrößern 

Ausbau des Unterstützungs- und Behand- 
lungsangebots, sodass Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen an allen Aspekten des Ge-
meinschaftslebens teilnehmen können 

Suchtvorbeugung – illegale Drogen 

Weiterführung der Zusammenarbeit mit an- 

deren Sektoren bei der Umsetzung von Sucht-
präventionsmaßnahmen (z.B. Justiz, exekutive, 
Soziales) 

Ausbau der Programme  in Schulen, Betrieben 
und Gemeinden 

Ausbau der Aufklärungs- und Beratungs- 
möglichkeiten, insbesondere für Jugendliche 

Ausbau von Risikoreduktionsprogrammen,  
um weiter reichende Schäden durch Drogenkon-
sum zu vermeiden (Nadeltausch, Substitutions-
programme) 

Ausbau der Suchtpräventions- und -behand- 
lungsangebote der Gesundheits- und Sozial-
dienste 

Gewaltprävention 

Förderung des Informationsaustauschs  über 
Gewaltpräventionsprojekte 

Bewusstseinsbildung für Hilfe durch die Ge- 
meinschaft speziell für Frauen und Kinder, die 
häuslicher Gewalt ausgesetzt sind 

Förderung gemeindenaher politischer Initi- 
ativen und Nachbarschaftsprogramme zur Ge-
waltprävention 

Aufbau eines nachgehenden Krisendienstes  
für psychosoziale und sozialpsychiatrische Krisen 

Umsetzen adäquater Maßnahmen  zu opti-
mierter Erkennung und Behandlung gesundheit-
licher Folgen von Gewalt durch das Gesundheits-
wesen 

Weiterführung der Zusammenarbeit mit an- 
deren Sektoren bei der Umsetzung von Gewalt-
präventionsmaßnahmen (z.B. Justiz, exekutive, 
Soziales etc.) 

Risikogruppen direkt ansprechen 

Identifi zieren von Personen mit einem Risiko  
für psychische Störungen in jeder Lebensphase 
(unter Einbeziehung von MultiplikatorInnen wie 
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z.B. HausärztInnen) und Entwicklung zielgrup-
penspezifi scher Interventionen 

Umsetzung geschlechtsspezifi scher Früher- 
kennungsprogramme für Depression, Angst-
störungen, Stress und andere psychische Pro-
bleme, die auf die speziellen Bedürfnisse von 
Risikogruppen ausgerichtet sind und sensibel in 
Hinblick auf Hintergrund und Kultur vorgehen 

Ausbau von sozialen Unterstützungsnetz- 
werken und/oder Ausbau präventiver Interven-
tionen für Menschen in Veränderungskrisen (z.B. 
Scheidung oder Verlusttraumata) 

Umsetzen von Interventionen für Risiko- 
gruppen wie PatientInnen mit chronischen Er-
krankungen, Pfl egepersonen und Familien von 
psychisch Kranken sowie am Rand der Gesell-
schaft befi ndlichen Personen, um deren Lebens-
bewältigungsfähigkeit und Lebensqualität zu 
verbessern und die Entstehung eventueller psy-
chischer Störungen zu verhindern 

Umsetzen geschlechtsspezifi scher Gesund- 
heitsförderungs- und Ermutigungsprogram-
me für Menschen mit psychischen Erkrankungen 
und Verhaltensstörungen, um in Zusammen-
arbeit mit bereits bestehenden AnbieterInnen 
deren Wohlbefi nden und Lebensqualität zu ver-
bessern 

Entwickeln von Katastrophenplänen für  
den Krisenfall einschließlich der Entwicklung 
evidenz-basierter Interventionen (z.B. erkenntnis-
orientierte Verhaltenstherapie als frühe Maßnah-
me, um Belastungsstörungen nach Traumata zu 
verhindern) 

Prävention von Depression und Suizid 

Entwicklung und Umsetzen von zielgrup- 
penspezifi schen Programmen inkl. Identifi ka-
tion von Risikogruppen für Depression und Suizid 
durch AkteurInnen des Gesundheits-und Sozial-
dienstes. Risikogruppen für Suizid sind zum Bei-
spiel Menschen, die bereits einen Suizidversuch 
unternommen haben, Angehörige von Suizi-
dentInnen, Menschen mit schweren psychischen 
Störungen, in Krisensituationen, nach schweren 
Verlusterlebnissen, mit schweren somatischen Er-

krankungen sowie misshandelte oder verwitwete 
Menschen 

Aufrechterhalten und Ausbau von Unter- 
stützungsangeboten zur Suizidprävention 
(z.B. Erweiterung und niederschwellige Zugäng-
lichkeit von Kontakt- und Beratungsangeboten, 
Einrichtung eines Krisendienstes, Schulung von 
MediatorInnen und MultiplikatorInnen) 

Ausbau der psychologischen Angebote  für 
PatientInnen mit chronischen erkrankungen in 
der stationären Versorgung 

Ausbau der psychosozialen Versorgung  als 
ein wichtiger teil der Suizidprävention 

Bewusstseinsarbeit in der Bevölkerung für  
Verbreitung, Symptomatik, Bewältigung, 
Prävention und Frühintervention von De-
pression und Suizid durch Medienkampagnen 
(„Mental Health Literacy“) 

Fördern einer objektiven nicht-romantisie- 
renden Berichterstattung über Suizid und Su-
izidversuche 

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen



Im steirischen Projekt „blauPAUSE“ werden theater-
pädagogische und unternehmensberaterische An-
sätze kombiniert. Weiters wird auf MitarbeiterInnen- 
und auf Führungskräfteebene niederschwellig zum 
Thema Gesundheitsförderung und Suchtvorbeugung 
gearbeitet. 

Mit interaktiven Theaterszenen wird versucht, Themen 
aus der Lebenswelt der Zielgruppe zur Sensibilisierung 
aufzubereiten. In weiterer Folge wird mit Szenen aus 
den Theaterstücken die aktive Auseinandersetzung 
der Beteiligten in Form von Workshops, Gesund-
heitszirkeln oder umfassenden Gesundheitsprojekten 
ermöglicht. Themen sind zum Beispiel „Wohlfühlen 
und Genusskultur im Unternehmen“, „Kommunika-
tion und Konfl iktkultur“, „Alkohol am Arbeitsplatz“, 
Rauchen und Nichtrauchen“, „Suchtvorbeugung als 
Führungsaufgabe“.

Zunächst werden Theaterszenen in einem gemein-
samen Workshop mit VertreterInnen der Zielgruppe 

(potenzielle KundInnen), KooperationspartnerInnen, 
EntscheidungsträgerInnen und MultiplikatorInnen ent-
wickelt, um die Authentizität und Zielgruppenorientie-
rung der Szenen sicherzustellen. Die TeilnehmerInnen 
sind somit aktiv eingebunden und dienen als Ideen-
lieferantInnen und FeedbackgeberInnen. Im Anschluss 
erarbeiten SchauspielerInnen Szenen, die für den Ar-
beitsalltag in Bezug auf Suchtvorbeugung und Ge-
sundheitsförderung relevant sind. Danach werden in 
drei Pilotprojekten die Theaterszenen vorgeführt und 
in Workshops nachbereitet. Die daraus gewonnenen 
Erfahrungen werden zur Überarbeitung der Angebote 
an die Bedürfnisse der Zielgruppen genutzt. 

Der Schwerpunkt des Projekts „blauPAUSE“ liegt auf 
der Aktivierung von Menschen, um so Prozesse der 
Veränderung in Unternehmen in Richtung nachhalti-
ger und zielführender Suchtvorbeugung und Gesund-
heitsförderung in Gang zu bringen. 

www.bluemonday.at

Beispiel: blauPAUSE  
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4.5. Den Schutz vor Infektionen sichern  

Gesamt betrachtet zeigen jene Infektionskrankhei-
ten, die durch Impfung verhinderbar sind, keinen 

besonders großen zusätzlichen Handlungsbedarf. 
Allerdings besteht die Notwendigkeit, für bestimmte 

Zielgruppen (z.B. Ältere, MigrantInnen) und im Hin-
blick auf einzelne Erkrankungen (z.B. Keuchhusten) 
Maßnahmen zu setzen.  

Mögliche Maßnahmen 

Lobbying für eine nationale Impfstrategie  
und Sicherstellung regionaler, strategischer und 
fi rmenunabhängiger Planung und Steuerung von 
Impfangeboten innerhalb des Steirischen Ge-
sundheitsdienstes 

Bedarfsorientierter Ausbau der Aktivitäten  
zur Thematisierung der Wichtigkeit des Imp-
fens und Anbieten von Ressourcen für informa-
tions- und Kommunikationskampagnen 

Ausbau eines fallbasierten Surveillance- Sys- 
tems nach internationalen Maßstäben (auch für 
unerwünschte Nebenwirkungen von Impfungen) 

Gewährleisten hoher Datenqualität  durch 
eine systematische Datensammlung und entspre-
chende Feedbackmechanismen 

Verbesserung der technischen  (Informations-
systeme, Software) und personellen (Anzahl, 
Training) Voraussetzungen für das Impfma-
nagement 

Laborkapazitäten  durch Referenzlabors ver-
bessern 

Weiterführung der Vorbereitung und Bereitstel- 
lung von Notfallplänen für Krisensituationen 

Kommunikations- und Mobilisierungspro- 
gramm für nicht erreichte Zielgruppen unter 
Einbeziehung von Gemeinden, NGOs und Inter-
essensgruppen etc. in den Lebensbereichen Ge-
meinde, Schule und Betrieb 

Ausbau des Angebots  sicherer, bedarfsorien-
tierter und zugänglicher Impfservices vor allem 
für schwer erreichbare Zielgruppen, für Kinder, 

die während der frühen Kindheit nicht (ausrei-
chend) geimpft wurden, für erwachsene und äl-
tere Menschen (z.B. FSME und Infl uenza für ältere 
Menschen) 

Erhalten bzw. Anstreben einer hohen Durch- 
impfungsrate durch die Schaffung von Anreizen 
für die Bevölkerung und die AkteurInnen 

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen



4.6. Gesundes und selbstbestimmtes leben mit Familie, 
 Partnerschaft und Sexualität fördern 

Die Gesundheit im Bereich der Familienplanung 
und Sexualität der SteirerInnen wird – soweit 

Daten vorhanden sind – als nicht auffällig beschrie-
ben, allerdings deuten einige Bereiche dennoch auf 
Gesundheitsförderungsbedarf hin. hinsichtlich Kaiser-
schnitt (24,2% aller Kinder kommen mit Kaiserschnitt 
auf die Welt) weist die Steiermark die zweit höchste 
rate im Österreichvergleich auf. Auch kommen in der 
Steiermark im Österreichvergleich verhältnismäßig vie-
le Kinder mit geringem Geburtsgewicht auf die Welt, 
was wiederum auf Gesundheitsförderungsbedarf in 
der Schwangerschaft und in der Geburtsvorbereitung 
hindeutet. Aber auch der Wissensstand der Mädchen 
und Frauen über die eigene Sexualität wird von Prak-
tikerInnen als erschreckend gering beschrieben. 

Um dem breiten Konzept der Gesundheitsförderung 
hinsichtlich Familienplanung, Geburt und Sexualität 
(in weiterer Folge als reproduktive und sexuelle Ge-
sundheit bezeichnet) gerecht zu werden, gibt es in 
der Steiermark noch Bedarf an Maßnahmen, wobei 
allerdings auf bereits gut etabliertes aufgebaut wer-
den kann. 

In einigen Bereichen hat das Gesundheitsressort des 
Landes Steiermark Möglichkeiten, reproduktive und 
sexuelle Gesundheit zu fördern, allerdings müssen 
diese basierend auf dem breiten Konzept von repro-
duktiver und sexueller Gesundheit und die mögli-
chen Beiträge anderer Sektoren noch spezifi sch er-
arbeitet werden. 

Mögliche Maßnahmen 

Prüfung der Auswirkungen von relevanten  
Programmen in anderen Politikbereichen auf 
Gesundheitsaspekte in Zusammenhang mit Fa-
milienplanung und Fortpfl anzung durch Gesund-
heitsverträglichkeitsprüfungen 

Programme und Politikbereiche  wie z.B. die 
Gestaltung der Kinderbetreuung, Familien-und 
kinderfreundliche Arbeitsplatzgestaltung etc. 
auf die Familienplanung und die Gesundheit von 
Frauen überprüfen (HIA) 

Entwicklung einer intersektoralen Politik  zur 
Förderung eines selbstbestimmten Lebens mit Fa-
milie und Partnerschaft (z.B. durch den Ausbau 
von Unterstützungsangeboten für Familien und 
Alleinerziehende, durch die familienfreundliche 
Gestaltung der Arbeitswelt etc.) 

Sicherstellung folgender Kriterien  für Einrich-
tungen und Programme zum Thema reprodukti-
ver und sexueller Gesundheit:

 Zugang (vor allem von benachteiligten • 
Gruppen und Jugendlichen)
Qualität• 

Evidenzbasierung• 
systematische Beteiligung von Frauen• 
Frauengesundheit • 
(z.B. Zugang zu Mutter-Kind-Pass-Unter-
suchungen und zu Geburtsvorbereitung 
möglichst niederschwellig gestalten) 

Verbesserung der Informationsbasis  (z.B. Da-
tenlage, Forschung), Aufbau von Ressourcen und 
Netzwerken für den Bereich der reproduktiven 
und sexuellen Gesundheit für unterschiedliche 
Zielgruppen 

Integration einschlägiger Maßnahmen zur  
Stärkung persönlicher Fähigkeiten und zur 
Steigerung der Selbstbestimmung in den Lebens-
bereichen Kommune, Schule und Betrieb, im Spe-
ziellen für Kinder und Jugendliche 

Modellprojekte  zur Entwicklung Settingorien-
tierter Strategien zur Förderung der reprodukti-
ven und sexuellen Gesundheit 

Integration bedürfnisorientierter und ge- 
schlechtssensibler Sexualpädagogik in der 
Schule sowie Ausbildung männlicher Sexualpä-
dagogen 
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Stärkung der nachbarschaftlichen Unterstüt- 
zung in den Gemeinden für Schwangere und 
junge Mütter/Eltern (z.B. durch den Aufbau von 
sozialen Netzwerken

Erweitern des Angebots  empfohlener indivi-
duumsorientierter Interventionen (vor allem Bera-
tung) in Schulen, Gemeinden, Betrieben etc. zu 
Themen der reproduktiven Gesundheit im breiten 
Sinn 

Ausbau und Entwicklung einfach zugängli- 
cher Beratungs- und Informationsangebote 
(z.B. Familienplanung)

Erhaltung der  Möglichkeiten zum sicheren 
Schwangerschaftsabbruch

Verbesserung der Versorgung  während und 
vor der Schwangerschaft durch die Umsetzung 

von Ernährungsberatung, Bewegungspro-• 
grammen, Kurzinterventionen bei Alkohol- 
und/oder Nikotinabusus der Schwangeren 

sowie Stillberatung im Bereich der Frauenärz-
tInnen, Hebammen und Geburtenstationen 
 aufsuchender Arbeit und/oder Hausbesuchen • 
bei sozial benachteiligten Frauen durch 
Hebammen sowie die stärkere Einbeziehung 
von Hebammen in der Versorgung von 
Schwangeren 

Beratungsangebote für Menschen mit Sexu- 
alstörungen ausbauen und zugänglich machen

Fortführung und Zielgruppenerweiterung  
der Prävention von sexuell übertragbaren Krank-
heiten (z.B. HIV/AIDS) 

Erweiterung der Informations-, Aufklärungs-  
und Fortbildungstätigkeit von MitarbeiterInnen 
in Gesundheits- und Sozialdiensten im Bereich se-
xuelle Gewalt gegen Frauen und Kinder

Sensibilisierung und Öffentlichkeitsarbeit  für 
die Bedeutung von sexueller Gesundheit in allen 
Lebensphasen und für alle Zielgruppen (u. a. auch 
behinderte und ältere Menschen)

Das Projekt „Gesund durch das erste Lebensjahr“ 
geht auf erste Forschungsarbeiten über den Plötzli-
chen Kindstod (SIDS) zurück, welche bereits in den 
70er Jahren durchgeführt wurden. Durch einen Fra-
genbogen, der an alle Eltern verteilt wird, können ers-
te Risiken festgestellt werden.

Als weitere Maßnahme können Säuglinge in Schlafl a-
bors überwacht werden, und sollte sich ein erhöhtes 
Risiko herausstellen, besteht die Möglichkeit eines 
Heimmonitors, mit dem der Schlaf der Säuglinge auch 
zu Hause überwacht werden kann. 

Ein weiterer Bestandteil dieses Projektes ist eine um-
fassende Informationskampagne. Durch Videos, Pla-
kate, Broschüren und eine Homepage, die seit 2002 
besteht, wird eine umfassende Aufklärung der Eltern 
über mögliche Risikofaktoren durchgeführt. 

Die Zahl der Säuglinge, die an Plötzlichem Kindstod 
verstarben, ist seit den 80er Jahren in der Steiermark 
beträchtlich zurückgegangen. Die Zahl ging von über 
30 (1984) auf 0 (2006) zurück. 

www.sids.at

Beispiel: GESUND DURCH DAS ERSTE LEBENSJAHR 

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen



4.7. Reduktion von Unfallrisiken und -Folgeschäden  

Die Steiermark liegt vor allem im Bereich der 
Arbeits- und Straßenunfälle im Österreichver-

gleich vorne. Insbesondere Kinder unter 5 Jahren 
und ältere Menschen über 75 Jahren sind durch 
heim- und Freizeitunfälle gefährdet. In der Steier-
mark gibt es bereits eine gute Ressourcenbasis in 

Forschung und Praxis in diesem Bereich.  

Unter anderem haben das Gesundheits-, das Ver-
kehrs- und das Gemeinderessort des Landes Steier-
mark Kompetenzen, innerhalb derer sie zur Unfall-
verhütung beitragen können.

Mögliche Maßnahmen 

Lobbying für gesetzliche Normen  zur Unfallver-
hütung auf Bundesebene (z.B. Radhelmpfl icht) 

Umsetzung eines Steirischen Aktionsplans  
basierend auf dem Österreichischen Programm 
für Unfallverhütung 

Ausbau von : 

FußgängerInnen- und RadfahrerInnen-• 
training und Elternschulungen zur 
Unfallprävention bei Kindern als Teil 
gemeindeorientierter Programme 
Brandmelderverteilungs- und Fahrradhelm-• 
programme mit Mehrfachstrategien 
Informations- und Aufklärungsmaßnahmen • 
insbesondere über Sitzgurte und Kindersitze 
Unfallpräventionsberatung in der Primärver-• 
sorgung 
Sturzpräventionsprogramm für ältere Men-• 
schen, das die Reduzierung mehrerer Risiko-
faktoren sicherstellt (z.B. Hausbesuchspro-
gramme zur Verringerung von Unfallquellen) 

Identifi kation von rechtlichen Möglichkeiten  
wie z.B. zur Schaffung von Normen zur Unfallprä-
vention auf Steiermarkebene 

Qualifi zierung relevanter Berufsgruppen  zur 
Umsetzung von Maßnahmen zur Unfallprävention 

Verbesserung der Informationslage der Be- 
völkerung und breite Kommunikation über die 
Bedeutung von Unfällen und deren Prävention 

Themenführerschaft  durch die aktive Gestal-
tung und Führung eines Unfallpräventionspro-

gramms und durch Bewusstseinsbildung für Un-
fallprävention durch GesundheitspolitikerInnen 
(z.B. Aufbereitung von Daten zu gesundheitli-
chen Unfallfolgen, damit verbundenen Kosten, 
effektiven Maßnahmen etc. sowie Öffentlich-
keitsarbeit, Landtagsarbeit etc.) in anderen Po-
litikbereichen 

Gemeinde- bzw. Stadtteilorientierte Unfallver- 
hütungsprogramme (z.B. Sichere Gemeinden)



34 | 35

Bereits seit 1983 wird vom Österreichischen Komitee 
für Unfallverhütung im Kindesalter GROSSE SCHÜT-
ZEN KLEINE – eine umfassende Kampagne zur Unfall-
verhütung durchgeführt. Unfälle sind nach wie vor 
die häufi gste Todesursache bei Kindern.

GROSSE SCHÜTZEN KLEINE ist u. a. Initiator von 
Fahrradhelmaktionen für Kinder, die die Radfahrprü-
fung ablegen, arbeitet mit verschiedenen Partnern 
an der Entwicklung und Umsetzung von Projekten 
wie die Erstellung des Pistengütesigels zusammen, 
ist Herausgeber mehrerer Broschüren zu Sicherheits-
themen wie „Spaß im Nass, aber sicher“, „Vorsicht 
heiß“ und „Geschnallt?! Kindersicher im Auto“, 
wodurch ein größeres Gefahrenbewusstsein erzeugt 

werden soll, und bietet Aus- und Weiterbildung 
für Hebammen, Tagesmütter und Verkehrserzie-
hungslehrerInnen an. Erweitert wird die umfassen-
de Tätigkeit dieser Non- Profi t-Organisation an der 
Univ.-Klinik für Kinderchirurgie in Graz durch eine 
umfangreiche Forschungsarbeit. Insgesamt werden 
jährlich 1,3 Millionen Kinder und 1 Million Familien 
in ganz Österreich mit diesen Programmen erreicht.

2006 wurde erstmals ein EU-Good-Practice-Guide zur 
Kindersicherheit erstellt. Durch GROSSE SCHÜTZEN 
KLEINE hat auch Österreich einen Beitrag von insge-
samt drei Projekten in diesem Guide. 

http://www.grosse-schuetzen-kleine.at/

Beispiel: GROSSE SCHÜTZEN KLEINE  

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen



4.8. Voraussetzungen zur Stärkung der Zahngesundheit 
 schaffen 

Schlechte Zahngesundheit hat soziale, psycholo-
gische und physiologische Folgen. 2002 waren 

45% der sechsjährigen SteirerInnen kariesfrei, womit 
die Zahngesundheit der steirischen Kinder schlechter 
ist als jene der österreichischen. Dennoch verbessert 

sich die Zahngesundheit der Bevölkerung insgesamt, 
allerdings konzentrieren sich Zahngesundheitsproble-
me auf sozial benachteiligte Gruppen. Es gibt in der 
Steiermark bereits ein Kariesprophylaxe-Programm, 
das als Basis für weitere Bemühungen dienen soll. 

Mögliche Maßnahmen 

Unterstützung der Umorientierung der Zahn- 
medizin in Richtung Prävention und optimier-
te prothetische Versorgung vor allem für SeniorIn-
nen durch fi nanzielle Anreize auf Bundesebene 

Unterstützung der Entwicklung und wis- 
senschaftliche Bewertung regionaler und 
determinantenorientierter Gesundheitsför-
derungsprogramme für Mund- und Zahnge-
sundheit (z.B. steiermarkweit tätige Prophylaxe-
teams für Gemeinden, Schulen, Familien und 
Betriebe) 

Verbesserung epidemiologischer Studien  
und der Datenlage (Zielgruppenerreichung, An-
gebotsqualität, Programmmonitoring) 

Ausbau und Etablierung von Netzwerken  
und Partnerschaften, um nationale und inter-
nationale Gesundheitsförderungsmaßnahmen im 
Bereich der Zahngesundheit zu stärken 

Fortsetzung der Bemühungen zur Anpassung  
der Fort- und Weiterbildung von ZahnärztIn-
nen, MundhygienikerInnen und Zahngesund-
heitserzieherInnen an internationale Standards 
(z.B. Entwicklung von Curricula, Fortbildung der 
Lehrenden etc.) 

Maßnahmen zur Erreichung des WHO-Zieles  
der Kariesprophylaxe für jüngere Zielgruppen 
durch den Ausbau von Programmen zur nachhal-
tigen Gruppenprophylaxe in Kindergärten und 
Schulen für sozial benachteiligte Gruppen 

Umsetzung gezielter Fluoridierung  zur Karies-
kontrolle 

Zielgruppenorientierte Bewusstseinsbildung zur  
Milchzahnkariesprävention (Information über die 
positiven Aspekte des Stillens, des Vermeidens 
zuckerhältiger Getränke, gesunder Ernährung im 
Allgemeinen) 

Durch  Interventionen im Lebensbereich Schule 
soll das Bewusstsein bei Eltern und AkteurInnen 
(vor allem ZahnärztInnen) über die Notwendigkeit 
der Behandlung von Milchzahnkaries verbessert 
werden Zielgruppenorientierte Aufklärungs-, In-
formations- und Bewusstseinsarbeit über den 
Zusammenhang zwischen gesunder Ernährung, 
Tabak- und Alkoholkonsum und Zahngesundheit 
sowie Individualprophylaxe, um Zahnfl eischer-
krankungen (Parodontitis) und Zahnverlust im Al-
ter zu vermeiden 

Förderung  der präventiven Inanspruchnahme 
des (zumindest) jährlichen Kontrolltermins 
beim Zahnarzt (z.B. Einladesystem) 
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Seit 1986 (in Kindergärten) bzw. 1989 (in Volksschu-
len) besteht das Kariesprophylaxeprogramm, welches 
von Styria Vitalis angeboten wird. Bis zu vier Mal pro 
Jahr wird ein mit spezifi sch ausgebildeten Zahnge-
sundheitserzieherin (ZGE) gemeinsames Zähneputzen 
angeboten.

Insgesamt nehmen 96% der Kindergärten und 99% 
der Volksschulen (ausgenommen VS des Magistrats 
Graz) an diesem Programm teil. Zusätzlich wird jähr-
lich ein Elternabend angeboten, der sich unter ande-
rem mit folgenden Themen befasst: Kindergerechte 
Ernährung, Brainfood, Saftladen: Softdrinks – oder 
Wasser, Krank-und Gesundmacher im Essen.

Die ZGEs betreuen pro Stunde eine begrenzte Anzahl 
von Kindern, zwischen den einzelnen Prophylaxeter-
minen muss zumindest ein Abstand von einem Monat 
liegen. Die Arbeit als ZGE setzt die Teilnahme an einem 
zweitägigen Basisseminar, die praxisnahe Einschulung 
mit erfahrenen ZGEs und die positive Absolvierung 

der nachfolgenden Prüfung voraus. Die ZGEs wie die 
ErnährungsexpertInnen sind verpfl ichtet, an den jährli-
chen Fortbildungstagen teilzunehmen. Dem Programm 
stehen begleitend und beratend zwei Zahnärzte und 
eine Ernährungswissenschaftlerin zur Verfügung. 

Die Evaluation des Programms erfolgt im Rahmen der 
österreichweiten Zahnstatuserhebungen, welche der-
zeit der Hauptverband der Sozialversicherungsträger 
koordiniert und von Hauptverband, Fonds Gesundes 
Österreich und den Ländern fi nanziert werden. 

Im Rahmen der gesamtösterreichischen Zahnstatuser-
hebungen hat sich der Anteil der kariesfreien Sechs-
jährigen in der Steiermark seit 1988/89 von 27% auf 
2001/02 45% verbessert. Das zeigt zweifelsfrei, dass 
das steirische Kariesprophylaxeprogramm wirkt. Den-
noch liegt das WHO-Ziel bis 2020 – 80% kariesfreie 
Sechsjährige – noch in weiter Ferne.

 www.styriavitalis.at

Beispiel: KARIESPROPHYLAXEPROGRAMM 

Rahmenbedingungen für ein gesundes Leben schaffen
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5. Gesundheitssystem 
gesundheitsfördernd gestalten  

Das steirische Gesundheitswesen bedarf einer 
Umorientierung im Sinne der Gesundheitsför-

derung und Prävention. Die aktuellen Rahmenbedin-
gungen mit der Einrichtung des Gesundheitsfonds des 

Landes Steiermark und dessen Aufgaben legen den 
Grundstein für die Schaffung von Anreizen für diese 
Umorientierung sowie für die Förderung der Integrati-
on der Versorgung. 

Mögliche Maßnahmen 

Aufbau von Public Health Kapazitäten  und 
Potenzialen im Gesundheitswesen durch die Ent-
wicklung von Strukturen und Ressourcen, Förde-
rung der Aus-, Fort-und Weiterbildung relevanter 
AkteurInnen (vor allem auch zur Umsetzung der 
hier genannten Maßnahmen), dem Aufbau von 
Netzwerken und Partnerschaften, Erarbeiten und 
zur Verfügungsstellen von Know-how, Förderung 
der einschlägigen Forschung, Entwicklung und 
Umsetzung der Verlaufsbeobachtung und Evalu-
ation (allgemein und hinsichtlich der Erreichung 
der Gesundheitsziele) sowie durch Themenkom-
petenz für Public Health durch Gesundheitspoliti-
kerInnen und EntscheidungsträgerInnen 

Aufbau von Systemen zur transparenten  
Darstellung über Daten und Ergebnisse ge-
sundheitlicher Leistungen (z.B. Information der 
PatientInnen über Behandlungsergebnisse) 

Ausbau der Maßnahmen zur Sicherstellung  
der Erreichung benachteiligter Gruppen 
durch zielgerichtete Bedarfsbeschreibung und 
Evaluation sowie zur Sicherstellung des Zugangs 
und der Einbindung dieser Gruppen in die Be-
darfserhebung, Planung und Umsetzung dieser 
Maßnahmen in allen Angeboten des Gesund-
heitswesens von Gesundheitsförderung bis hin 
zur Rehabilitation 

Ausbau der Unterstützungsprogramme und/  
oder -strukturen für Kranke (z.B. Kinderpfl ege-
dienst, Familienpfl ege) 

Ausbau der Bemühungen der Umsetzung  
von Gender-Mainstreaming und der Interes-
sensvertretung von Frauengesundheit im Gesund-
heitswesen (z.B. durch die Einrichtung weiterer 
Beiräte nach dem Vorbild des Frauenbeirats in der 
Gesundheitsplattform) 

Optimierung und Stärkung der primären Ge- 
sundheitsversorgung, vor allem der Versorgung 
durch AllgemeinmedizinerInnen beispielsweise 
durch Modellprojekte zur Verbesserung in der 
primären Gesundheitsversorgung durch Hausbe-
suchsprogramme 

Stärkung der integrierten Versorgung  durch 
weitere Modellprojekte 

Umsetzen von Maßnahmen zur Förderung der  
gemeinsamen Entscheidungsfi ndung von Ärz-
tInnen und PatientInnen (z.B. durch Erarbeitung 
wissensbasierter Standards zur PatientInnen-infor-
mation, qualitätsgesicherte und standardisierte Schu-
lung der ÄrztInnen und PatientInnen, Programme 
zur Stärkung der Fertigkeiten, Kompetenzstärkung 
und Empowerment von PatientInnen, unabhängige 
und qualitätsgesicherte Beratungsmöglichkeiten für 
PatientInnen, Gremienarbeit etc.) 

Einrichtung einer steirischen PatientInnenver- 
tretung zur systematischen Berücksichtung der 
PatientInnenperspektive im Gesundheitssystem 

Unterstützung der qualitätsgesicherten  
Selbsthilfe und Fortführung der Selbsthilfekon-
taktstelle, deren Aufgaben Information, Beratung, 
Kontaktvermittlung und Vertretung sind 

Gesundheitssystem gesundheitsfördernd gestalten



Unterstützung der fl ächendeckenden Umset- 
zung des Konzepts des gesundheitsfördernden 
Krankenhauses durch ein fi nanzielles Anreizsys-
tem für Krankenanstalten (z.B. Wettbewerbe, in 
Verbindung mit der Leistungsabrechnung, Förde-
rungen, Anreize für Weiterbildung im Bereich Ge-
sundheitsförderung und zur Verfügungstellung 
notwendiger Ressourcen) 

Adaptierung und Ausweitung des Konzepts  
des gesundheitsfördernden Krankenhauses 
auch auf nicht bettenführende Einrichtungen des 
Gesundheitswesens bzw. Einführung von Betrieb-
licher Gesundheitsförderung/Betrieblichen Ge-
sundheitsmanagement in allen Einrichtungen des 
Gesundheitswesens (z.B. Umsetzung und Evalua-
tion eines Modellprojektes zum Thema „gesund-
heitsförderliche Praxis“) 
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1996 wurde das Österreichische Netzwerk Gesund-
heitsfördernder Krankenhäuser (ÖNGK) mit dem 
Ziel gegründet, die Gesundheit gestützt auf das Ge-
sundheitsverständnis der WHO von PatientInnen, 
MitarbeiterInnen und soweit möglich jene der re-
gionalen Bevölkerung zu fördern. Seit 2006 ist für 
alle Gesundheitseinrichtungen die Mitgliedschaft im 
Nachfolgeverein „Österreichisches Netzwerk Gesund-
heitsfördernder Krankenhäuser und Gesundheitsein-
richtungen“ möglich. 

Das Konzept des „Gesundheitsfördernden Kranken-
hauses“ selbst wurde 1988 entwickelt und seit 1990 
im Internationalen Netzwerk der Gesundheitsfördern-
den Krankenhäuser beständig weiterentwickelt. 

Dabei kann zwischen Strategien, die sich einerseits auf 
die Gestaltung des Routine-Alltags einer Gesundheits-
einrichtung und andererseits auf zusätzliche spezifi sche 
Leistungsangebote beziehen, unterschieden werden. 

Standards, die für Projektumsetzung im Rahmen des 
Gesundheitsfördernden Krankenhauses als Unter-

stützung entwickelt wurden, sind: Gesundheitsför-
derung als Bestandteil der Managementgrundsätze, 
Einschätzung des Gesundheitsförderungsbedarfs der 
PatientInnen, Gesundheitsfördernde Patienteninfor-
mation und -intervention, Förderung eines gesunden 
Arbeitsplatzes sowie Sicherstellung der Kontinuität 
und Kooperation. 

Themenbereiche, die in gesundheitsfördernden Kran-
kenhäusern angesprochen werden, sind u. a. Patien-
tInnenzufriedenheit, Ernährung, Bewegung, Mitar-
beiterInnenzufriedenheit, Kommunikation zwischen 
Berufsgruppen und Gestaltung der sozialen Kranken-
hausumwelt. Durchgeführte Projekte können von den 
Institutionen selbst in eine Projektdatenbank, die ne-
ben einer allgemeinen Beschreibung auch Angaben 
über mögliche Evaluationen umfasst, eingetragen 
werden. Insgesamt gibt es zurzeit 17 Partnerkranken-
häuser, in der Steiermark sind die Landeskrankenhäu-
ser Graz, Bruck an der Mur und Deutschlandsberg 
Mitglieder des Vereins.

http://www.oengk.net

Beispiel: DAS GESUNDHEITSFÖRDERNDE KRANKENHAUS  

Gesundheitssystem gesundheitsfördernd gestalten
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6. Qualität und AnbieterInnenqualifi kation 

Die Sicherung der Qualität in der Gesundheitsför-
derung zielt darauf ab, ineffektive Interventio-

nen und Methoden zu vermeiden bzw. wissensba-
sierte zu fördern.

Daher ist es notwendig, die Infrastruktur und Fi-
nanzierung dahingehend auszurichten, Qualität in 

der Gesundheitsförderung sicherzustellen, die An-
bieterinnen für die Durchführung hochqualitativer 
Programme und Maßnahmen zu qualifi zieren, den 
Durchführenden eine regionale Wissens-und Infor-
mationsbasis zur qualitätsvollen Planung und Durch-
führung zur Verfügung zu stellen sowie den Aufbau 
von Netzwerken und Partnerschaften zu fördern. 

Folgende Qualitätskriterien sollen Projekte zur Umsetzung der Steirischen Gesundheitsziele erfüllen: 

Qualitätskriterien

Bedarfsorientierung  

Gesicherter Nutzen der Zielgruppe  

Existenz theoretischer oder empirischer Grundlagen für das gewählte Vorgehen  

Salutogenetische Ausrichtung auf die Stärkung persönlicher und sozialer Ressourcen und Empowerment 

Nutzung der Erfahrungen aus anderen, ähnlichen Projekten 

Einbettung des Projektes in eine Gesamtstrategie 

Kenntnisse der Rahmenbedingungen und des Projektumfelds 

Zielformulierung (Zielerreichung) 

Wahl des Settings und der Zielgruppen (Zielgruppe-Setting) 

Zielsetzung des Projekts (Zielsetzung)  

Alle Projektziele sind wirkungsorientiert und überprüfbar 

Phasenaufbau des Projektes 

Sicherung der Motivation der Projektbeteiligten 

Partizipation der Zielgruppe Adäquate Projektorganisation 

Qualifi kation und Anforderungen an das Projektteam 

Sicherung der Ressourcen 

Art und Grad der Vernetzung 

Vorhandensein eines Kommunikationskonzeptes (interne und externe Kommunikation) 

Dokumentation und gesicherter Erfahrungstransfer 

Nachhaltigkeit 

Existenz eines Evaluationssystems 

Qualität und AnbieterInnenqualifi kation



Ein wesentlicher Teil des Qualitätsmanagements und des Aufbaus der Ressourcen in diesem Bereich in der Steier-
mark ist die Qualifi kation bzw. die Qualifi zierung der Anbieterinnen. Über folgende Qualifi kationen sollen Anbiete-
rinnen im Wesentlichen verfügen und sollen von den Projektwerberinnen nachgewiesen werden müssen: :

AnbieterInnen-Qualifi kationen

Theorie- und Methodenkompetenz  

Feldkenntnis und Felderfahrung 

Fähigkeit zur Arbeit in Teams 

Fähigkeit nach den Prinzipien der Gesundheitsförderung sowie entlang des Public Health Action Zyklus  
(Diagnose, Planung, Umsetzung, Evaluation) zu arbeiten

Bereitschaft zu Fort- und Weiterbildung sowie zu Supervision 

Sofern relevant, einschlägige Expertise bzw. Erfahrung 
(z.B. Sport- oder Ernährungswissenschaft, Psychologie etc.)





Gesundheitsfonds Steiermark

Friedrichgasse 9, 8010 Graz
E-Mail: gfst@stmk.gv.at
www.gesundheitsfonds.steiermark.at


